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§ 106 GWG 2011 Voraussetzungen
 GWG 2011 - Gaswirtschaftsgesetz 2011

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 07.07.2024

1. (1)Verteilernetzbetreiber müssen hinsichtlich Rechtsform, Organisation und Entscheidungsgewalt unabhängig

von den Tätigkeitsbereichen Lieferung, Verkauf, Versorgung mit und Gewinnung von Erdgas vertikal integrierter

Erdgasunternehmen sein. Diese Bestimmung begründet keine Verpflichtung, eine Trennung in Bezug auf das

Eigentum des vertikal integrierten Erdgasunternehmens an Vermögenswerten des Netzes vorzunehmen.

2. (2)Die Unabhängigkeit der Verteilernetzbetreiber ist auf Grundlage folgender Kriterien sicherzustellen:

1. 1.in einem vertikal integrierten Erdgasunternehmen dürfen die für die Leitung eines Verteilernetzbetreibers

verantwortlichen Personen nicht Teil betrieblicher Einrichtungen sein, die direkt oder indirekt für den

laufenden Betrieb in den Bereichen Erdgasgewinnung, Kauf oder Lieferung zuständig sind;

2. 2.es ist Vorsorge dafür zu treffen, dass die berufsbedingten Interessen der für die Leitung eines

Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen so berücksichtigt werden, dass ihre

Handlungsunabhängigkeit gewährleistet ist, wobei insbesondere die Gründe für die Abberufung eines

Gesellschaftsorgans des Verteilernetzbetreibers in der Gesellschaftssatzung des Verteilernetzbetreibers klar

zu umschreiben sind;

3. 3.der Verteilernetzbetreiber hat in Bezug auf Vermögenswerte, die für den Betrieb, die Wartung oder den

Ausbau des Netzes erforderlich sind, tatsächliche Entscheidungsbefugnisse, die er unabhängig von dem

integrierten Unternehmen ausübt. Um diese Aufgabe erfüllen zu können, muss der Verteilernetzbetreiber

über alle Ressourcen in personeller, technischer, materieller und finanzieller Hinsicht verfügen. Dies steht

geeigneten Koordinierungsmechanismen nicht entgegen, mit denen sichergestellt wird, dass die

wirtschaftlichen Befugnisse des vertikal integrierten Erdgasunternehmens und seine Aufsichtsrechte über

die Geschäftsleitung des Verteilernetzbetreibers im Hinblick auf die Rentabilität geschützt werden. Dies

ermöglicht es dem vertikal integrierten Erdgasunternehmen, den jährlichen Finanzplan oder ein

gleichwertiges Instrument des Verteilernetzbetreibers zu genehmigen und generelle Grenzen für die

Verschuldung des Verteilernetzbetreibers festzulegen. Weisungen bezüglich des laufenden Betriebs oder

einzelner Entscheidungen über den Bau oder die Modernisierung von Leitungen, die über den Rahmen des

genehmigten Finanzplans oder eines gleichwertigen Instruments nicht hinausgehen, sind unzulässig. Dem

Aufsichtsrat von Verteilernetzbetreibern, die zu einem vertikal integrierten Erdgasunternehmen gehören,

haben mindestens zwei Mitglieder anzugehören, die vom vertikal integrierten Erdgasunternehmen

unabhängig sind;

4. 4.der Verteilernetzbetreiber muss ein Gleichbehandlungsprogramm aufstellen, aus dem hervorgeht, welche

Maßnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden, und gewährleistet die

ausreichende Überwachung der Einhaltung dieses Gleichbehandlungsprogramms. In dem

Gleichbehandlungsprogramm muss dargelegt sein, welche besonderen Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick

auf dieses Ziel haben. Für die Überwachung des Gleichbehandlungsprogramms benennt der

Verteilernetzbetreiber eine zuständige Person oder Stelle (der Gleichbehandlungsbeauftragte). Der

Gleichbehandlungsbeauftragte muss Zugang zu allen Informationen, über die der Verteilernetzbetreiber
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und etwaige verbundene Unternehmen verfügen, haben. Der Gleichbehandlungsbeauftragte legt der

Regulierungsbehörde jährlich einen Bericht über die getroffenen Maßnahmen vor, der veröffentlicht wird.

Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist in Ausübung dieser Funktion völlig unabhängig und nicht an

Weisungen gebunden. Er hat Anregungen der Leitung des Verteilernetzbetreibers entgegenzunehmen und

gegebenenfalls zu begründen, warum er diese nicht unterstützt. Im Hinblick auf den Kündigungs- und

Entlassungsschutz ist der Gleichbehandlungsbeauftragte für die Dauer seiner Bestellung, wenn er

Beschäftigter des Verteilernetzbetreibers ist, einer Sicherheitsfachkraft (§ 73 Abs. 1

ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. Nr. 450/1994) gleichgestellt. Die Bestellung des

Gleichbehandlungsbeauftragten lässt die Verantwortung der Leitung des Verteilernetzbetreibers für die

Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unberührt.

3. (3)Der Verteilernetzbetreiber muss seinen Kommunikationsaktivitäten sowie in seiner Markenpolitik dafür Sorge

tragen, dass eine Verwechslung in Bezug auf die eigene Identität der Versorgungssparte des vertikal integrierten

Erdgasunternehmens ausgeschlossen ist.

4. (4)Abs. 1 bis 3 findet nur Anwendung auf vertikal integrierte Verteilernetzbetreiber, deren Netz mehr als 50 000

Hausanschlüsse ausweist.

5. (5)Unternehmen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits Entflechtungsmaßnahmen

getroffen haben, dürfen diese bereits durchgeführten Entflechtungsmaßnahmen nicht wieder rückgängig

machen.
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